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Gesetz 
über die Räumung von Trümmergrund-
stücken, die V e r w e r t u n g der Trümmer 
und die Bese i t igung gefahrdrohender 

Zustände (Trümmergesetz) 
Vom 30. Mai 1949. 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 
Die Trümmerbeseitigung als Aufgabe des eigenen 

Wirkungskreises der Gemeinden 
(1) In Vorbereitung des Wiederaufbaues haben die 

Gemeinden als Aufgabe des eigenen Wirkungskreises 
im Rahmen dieses Gesetzes 

a) die Räumung von Trümmergrundstücken, die 
Fortschaffung und die Verwertung der Trüm-
mer zu regeln und 

b) die durch Kriegseinwirkung auf Grundstücken 
entstandenen in sicherheits-, Verkehrs- und 
gesundheitspolizeilicher Hinsicht gefahrdrohen-
den Zustände zu beseitigen. 

(2) Die Gemeinden bestimmen insbesondere, zu 
welchem Zeitpunkt und in welchen Ortsteilen, Bau-
blöcken, Straßen oder Einzelgrundstücken mit der 
Räumung zu beginnen ist und in welcher Frist die 
Räumungsarbeiten durchzuführen sind/ 

Art. 2 
Feststellung des Schadenszustandes 

(1) Die Gemeinde hat vor der Räumung in einer 
Niederschrift festzustellen: 

a) in welchem Zustand sich die Grundstücke be-
finden; 

b) in welchem Umfang die Räumung durch-
zuführen ist. 

(2) Den beteiligten Grundstückseigentümern ist 
Gelegenheit zur Teilnahme an den Feststellungsver-
handlungen zu geben und eine Ausfertigung der 
Niederschrift zuzustellen. Gegen die Feststellungen 
der Niederschrift kann binnen 2 Wochen nach Zu-
stellung Beschwerde zur übergeordneten Verwal-
tungsbehörde bei der Gemeinde eingelegt werden. 

Art. 3 
Erstellung und Vorlage der Pläne 

(1) Erstrecken sich dia Zerstörungen durch Kriegs-
einwirkung auf eine größere Anzahl von Grund-
stücken, so hat die Gemeinde einen Plan mit den 

Gesetz über Unterhaltsbeihilfe für Ange
hörige von Kriegsgefangenen vom 30. 5. 49 S. 120 

Gesetz über die Ausfuhr von Kunstwerken 
vom 30. Mai 1949 S. 120 

Verordnung des Bayer. Staatsministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
über die Erhebung von Abgaben im Be
reich der Ernährungswirtschaft v. IS. 3. 49 S. 121 

erforderlichen Beschreibungen und Erläuterungen 
zu erstellen, aus dem hervorgehen: 

a) die Schadensstellen und Schadensgebiete nach 
Umfang und Grad der Zerstörung; 

b) die organisatorischen und technischen Maß-
nahmen zur Räumung der Trümmergrund-
stücke; 

c) die Anlagen zur Beförderung, Verwertung und 
Lagerung der Trümmer; 

d) die Räumungsabschnitte und die Reihenfolge 
ihrer Durchführung; 

e) die voraussichtlichen Kosten der einzelnen 
Räumungsabschnitte. 

(2) Die übergeordnete Verwaltungsbehörde kann 
die Vorlage des in Abs (1) bezeichneten Planes vor 
Inangriffnahme der Arbeiten verlangen. Entspricht 
er nicht dem geltenden Recht, deckt er sich nicht 
mit überörtlichen Planungen, verstößt er gegen 
Forderungen des Verkehrs, der Gesundheit oder des 
Natur- und Landschaftsschutzes, so kann die über-
geordnete Verwaltungsbehörde die Gemeinde an-
weisen, die notwendigen Änderungen vorzunehmen. 

Art. 4 
Räumung der Trümmergrundstücke 

(1) Der Grundstückseigentümer kann die Räu-
mung seines Trümmergrundstückes selbst vorneh-
men. Er hat die Absicht der Eigenräumung der 
Gemeinde mindestens 4 Wochen vor dem vor-
gesehenen Beginn schriftlich anzuzeigen. 

(2) Die Gemeinde kann ihre Zustimmung nur ver-
sagen, wenn der Grundstückseigentümer offensicht-
lich nicht in der Lage ist, die Räumung selbst 
durchzuführen oder wenn überwiegende öffentliche 
Interessen entgegenstehen. Sie kann ihre Zustim-
mung an die Einhaltung von Fristen und Auflagen 
bezüglich der Räumung des Grundstückes sowie 
der Fortschaffung und Lagerung der Trümmer 
knüpfen. 

(3) Kommt der Grundstückseigentümer den Ver-
pflichtungen aus der Eigenräumung nicht oder nur 
unvollständig nach, so kann die Gemeinde ihre Zu-
stimmung zurückziehen und die Räumung auf des-
sen Kosten selbst übernehmen. 

(4) Soweit der Eigentümer sein Trümmergrund-
stück nicht selbst räumt, ist die Gemeinde berechtigt 
und verpflichtet, die Räumung, die Fortschaffung und 
die Verwertung der Trümmer durchzuführen. Die 
Trümmer gehen in diesem Fall und im Fall des 
Art. 1 Abs. (lb) im Zeitpunkt der Besitzergreifung 
in das Eigentum der Gemeinde über. Dem Grund-
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Stückseigentümer steht für die entnommenen Trüm-
mer eine angemessene Entschädigung zu. Sie ist ab-
gegolten, wenn die Kosten der Räumungs- oder 
Sicherungsmaßnahmen den Wert der entnommenen 
Trümmer übersteigen; andernfalls hat die Gemeinde 
dem Eigentümer den Wertunterschied zu ersetzen. 

(5) Beansprucht der Grundstückseigentümer die 
gewonnenen Altbaustoffe für ein genehmigtes eige-
nes Bauvorhaben, so sind sie ihm zum angemesse-
nen Preis zu überlassen, wenn das genehmigte Bau-
vorhaben binnen angemessener Frist ausgeführt 
wird. 

(6) Zur Überbrücküng von Notständen in der 
Baustoffversorgung und zur Erhaltung wertvoller 
Baustoffe und Bauteile können die Gemeinden auch 
vor der Räumung Trümmer aus den Grundstücken 
entnehmen und über sie verfügen. Dem Grund-
stückseigentümer ist hiefür eine angemessene Ent-
schädigung zu gewähren. 

(7) Von der Absicht und dem Zeitpunkt der 
Räumung sowie der Entnahme von Trümmern ist 
der Grundstückseigentümer rechtzeitig zu verstän-
digen. 

Art. 5 
Räumung der Grundstücke der Gemeinden 

Die Gemeinden haben auf den gemeindlichen 
Grundstücken, Wegen, Plätzen und der Erholung 
dienenden Grünflächen Bautrümmer, Schutt und 
sonstige Unebenheiten baldmöglichst zu beseitigen. 

Art. 6 
Räumung von Grundstücken des Staates und anderer 

Körperschaften des öffentlichen Rechts 
Vor Einzelanordnungen der Gemeinde, die sich 

auf Trümmergrundstücke des Staates und anderer 
Körperschaften des öffentlichen Rechts beziehen, ist 
die höhere Verwaltungsbehörde zu verständigen. 

Art. 7 
Inanspruchnahme von Gerät 

Für die Inanspruchnahme von Transportmitteln, 
Maschinen, Geräten und Werkzeugen durch die Ge-
meinden innerhalb ihres Gebietes gelten die Be-
stimmungen des Reichsleistungsgesetzes oder eines 
an seine Stelle tretenden Gesetzes entsprechend. Die 
Inanspruchnahme zur Verfügung ist ausgeschlossen. 

Art. 8 
Bereitstellung von Lagerplätzen — Enteignung und 

Beschränkung von Grundeigentum 
(1) Die Gemeinde hat geeignete Plätze bereit-

zustellen: 
a) für die Lagerung von Trümmern; 
b) für die Anlagen zur Beförderung von Trüm-

mern; 
c) für die Auf- und Hinterstellung von Enttrüm-

merungsgerät; 
d) für die Anlagen zur Trümmerverwertung. 
(2) Stehen der Gemeinde hiefür geeignete Grund-

stücke nicht zur Verfügung und sind solche zu an-
gemessenen Bedingungen nicht zu beschaffen, so ist 
im Rahmen der landesrechtlichen Vorschriften zu-
lässig: 

a) in den Fällen (1, a—d) Grundstücke mit Rech-
ten für die Gemeinde zu belasten; 

b) im Falle (1, a) — Ablagerung von Trümmern — 
Grundstücke zugunsten der Gemeinde zu ent-
eignen. 

(3) Auf das Verfahren finden die Vorschriften des 
Gesetzes über die Enteignung aus Gründen des Ge-
meinwohles vom 1. August 1933 (GVB1. 1933, S. 217) 
in der Fassung des Gesetzes vom 9. Dezember 1943 
(GVBI. 1944, S. 1) Anwendung. Die in Art. 4 dieses 

Gesetzes vorgesehene Ermächtigung durch das Ge-
samtministerium wird auf Antrag der unteren Ver-
waltungsbehörde durch die höhere Verwaltungs-
behörde erteilt. 

Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes gelten: 
a) als Trümmergrundstücke: Grundstücke, auf 

denen durch Kriegsgeschehnisse Bauwerke ganz 
oder teilweise zerstört oder so schwer beschä-
digt sind, daß ihre Wiederherstellung aus Grün-
den der Bausicherheit, der Ortsplanung oder 
sonstigen im öffentlichen Interesse gelegenen 
Gründen nicht erlaubt werden kann. Die Eigen-
schaft als Trümmergrundstück bleibt bestehen, 
wenn auf dem Grundstück ohne Genehmigung 
Restbauwerke ganz oder teilweise wiederher-
gestellt oder neue Bauwerke errichtet sind. Bei 
nicht genehmigten Bauwerken, bei Widerruf 
oder bei Ablauf einer befristeten Genehmigung 
und bei Räumung des Grundstücks durch die 
Gemeinde sind die neueingebauten Baustoffe 
von dem in Art. 4 Abs. (4) vorgesehenen Eigen-
tumsübergang an die Gemeinde auszunehmen; 

b) als Trümmer: Restbauwerke, Altbaustoffe und 
Teile davon, Schutt und andere Sachen, die ur-
sprünglich fest mit dem unbeschädigten Grund-
stück verbunden waren; ' 

c) als Trümmerbeseitigung: alle Maßnahmen mit 
dem Ziel, die Trümmer wegzuschaffen und die 
durch Kriegseinwirkung auf Grundstücke ent-
standenen sicherheits-, Verkehrs-, gesundheits-
oder sonst polizeiwidrigen Zustände zu besei-
tigen; 

d) als Trümmerverwertung: alle Maßnahmen mit 
dem Ziel, die in den Trümmern enthaltenen 
Baustoffe und Baubestandteile zu gewinnen 
und sie einer wirtschaftlichen Verwertung zu-
zuführen. 

Art. 10 
Bewegliche Sachen 

(1) Befanden sich auf dem Grundstück zur Zeit 
des Schadenfalles bewegliche Sachen, so kann deren 
Besitzer den Grundstückseigentümer und die Ge-
meinde auffordern, ihn vom Zeitpunkt der Räu-
mung zu verständigen. 

(2) Die Besitzer solcher Sachen können der Räu-
mung auf eigene Gefahr beiwohnen und ihre Sachen 
wegnehmen. Entstehen der Gemeinde bei der Frei-
legung und Bergung beweglicher Sachen besondere 
Kosten, so kann sie diese dem Antragsteller über-
bürgen. 

(3) Werden bei der Räumung bewegliche Sachen 
geborgen, deren Eigentümer oder sonst Empfangs-
berechtigte durch den Grundstückseigentümer oder 
dessen Vertreter nicht oder nicht mehr einwand-
frei feststellbar sind, so finden die §§ 965 ff. BGB 
über den Fund mit Ausnahme der Bestimmungen 
über den Finderlohn entsprechende Anwendung. 
Als Finder im Sinne dieser Vorschriften gilt, wer 
gemäß Art. 4 die Räumungsarbeiten durchgeführt hat. 

Art. 11 
Kostentragung 

Der Staat leistet den Gemeinden zu den auf Grund 
dieses Gesetzes entstehenden Kosten angemessene 
Zuschüsse. Der vom Staat jährlich zur Verfügung 
gestellte Gesamtbetrag wird im Staatshaushalt aus-
gewiesen. Der Rückgriff nach einem Kriegsschäden-

' ausgleichsgesetz bleibt vorbehalten. 

(4) Gegen den Beschluß der unteren Verwaltungs-
behörde gemäß Art. 10 des Gesetzes vom 1. August 
1933 kann der Betroffene Einspruch und Anfech-
tungsklage nach den Bestimmungen des Gesetzes 
über die Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 25. Sep-
tember 1946 erheben. 

Art. 9 
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Ar t 12 
Bekanntmachungen, Beschwerden und Streitig

keiten 
(1) Allgemeine Anordnungen und Regelungen der 

Gemeinden sind ortsüblich bekanntzumachen, Ein-
zelanordnungen und Feststellungen nach Art. 2 den 
Beteiligten zuzustellen. 

(2) Eigentümer und Verwalter von Grundstücken, 
die Verfügungsbeschränkungen irgendwelcher Art 
unterliegen, haben dies sofort der Gemeinde anzu-
zeigen, wenn sie für diese Grundstücke Anord-
nungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes erläßt. 

(3) Gegen Anordnungen und Entscheidungen der 
Gemeinde stehen den Betroffenen die Rechtsbehelfe 
des VGG. vom 25. September 1946 (GVB1. S 281) und 
der hiezu ergangenen Ausführungsvorschriften zu. 

Art. 13 
Gebühren und Stempel 

Die Verfahren in Angelegenheiten dieses Gesetzes 
vor den staatlichen und gemeindlichen Verwaltungs-
behörden sind Stempel- und gebührenfrei. 

Art. 14 
Strafbestimmungen 

(1) Wer unbefugt Trümmer oder bewegliche Sachen 
im Sinne des Art. 10 wegnimmt oder in anderer 
Weise darüber verfügt, wird, sofern nicht die Tat 
nach anderen Vorschriften mit einer höheren Strafe 
bedroht ist, mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Mit Haft oder mit Geldstrafe bis zu 150 DM 
wird bestraft: 

a) wer den Anordnungen der Gemeinde gemäß 
Art. 1 Abs. (2) zuwiderhandelt; 

b) wer Trümmer auf öffentlichen Wegen, Plätzen 
und Anlagen oder auf sonstigen hiefür nicht 
bestimmten Grundstücken ablagert; 

c) wer den Verpflichtungen nach Art. 12 Abs. (2) 
nicht nachkommt. 

Art 15 
Sonstige Verpflichtungen der Grundeigentümer 
Die auf anderen Gesetzen und Vorschriften be-

ruhenden Verpflichtungen der Grundstückseigen-
tümer und der Gemeinden zur Beseitigung gefahr-
drohender Zustände aus sicherheits-, Verkehrs- oder 
gesundheitspolizeilichen Gründen werden durch die-
ses Gesetz nicht berührt. 

Art. 16 
Frühere Enttrümmerungsmaßnahmen 

(1) Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes treten alle 
Vorschriften, Satzungen usw. der Gemeinden, soweit 
in ihnen der gleiche Gegenstand geregelt ist, außer 
Kraft. 

(2) Für die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes von 
den Gemeinden getroffenen Maßnahmen zur Räu-
mung von Trümmergrundstücken, zur Fortschaffung 
und Verwertung von Trümmern wie auch zur In-
anspruchnahme von Personen, Grundstücken und 
Gerät gilt das bisherige Recht. 

Art. 17 
Staatsaufsicht 

Das Bayerische Staatsministerium des Innern er-
läßt im Benehmen mit den beteiligten Staats-
ministerien die zum Vollzug dieses Gesetzes erfor-
derlichen Vorschriften. 

Art. 18 
Das Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. Mai 1949 

in Kraft. 
München, den 30. Mai 1949. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans E h a r d. 

Gesetz 
zur Änderung der Hinterlegungsordnung 

Vom 30. Mai 1949. 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat folgen-
des Gesetz beschlossen, das nach Anhören des Se-
nats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 
§ 8 der Hinterlegungsordnung vom 10. März 1937 

(RGBl. I S. 285) ist in folgender Fassung anzuwen-
den: 

§ 8. Hinterlegtes Geld wird nicht verzinst. 

§ 2 
Das Gesetz ist dringlich. Es tritt mit Wirkung 

vom 15. Mai 1949 in Kraft. 

München, den 30. Mai 1949. 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hans E h a r d . 

Gesetz 
über die beamten- und dienststrafrechtliche 
Stel lung der Landräte und , Bürgermeister 

Vom 30. Mai 1949. 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat folgen-
des Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Se-
nats hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 
Die Landräte und Bürgermeister sowie ihre Stell-

vertreter sind Beamte im Sinne der Art. 94 mit 97 
der Bayerischen Verfassung vom 2. Dezember 1946. 

Art. 2 
Die Landräte und Bürgermeister sowie ihre Stell-

vertreter haben alle Obliegenheiten ihres Amtes 
gewissenhaft und unparteiisch wahrzunehmen. 

Art. 3 
Die Landräte und Bürgermeister sowie ihre Stell-

vertreter dürfen Belohnungen und Geschenke in 
bezug auf ihr Amt auch nach dessen Beendigung 
nur mit Zustimmung ihrer Vertretungskörper an-
nehmen. 

Art. 4 
(1) Die Landräte und Bürgermeister sowie ihre 

Stellvertreter dürfen ohne Genehmigung ihrer Ver-
tretungskörper keine Amtshandlungen vornehmen, 
durch die sie sich selbst oder einer Person, zu deren 
Gunsten ihnen wegen familienrechtlicher Beziehun-
gen im Strafverfahren das Zeugnisverweigerungs-
recht zusteht, einen Vorteil verschaffen würden. 

(2) Sie sind von solchen Amtshandlungen zu be-
freien, die sich gegen sie selbst oder eine Person 
richten würden, zu deren Gunsten ihnen wegen 
familienrechtlicher Beziehungen im Strafverfahren 
das Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. 

(3) Gesetzliche Vorschriften, nach denen sie von 
einzelnen Amtshandlungen ausgeschlossen sind, 
bleiben unberührt 

Art. 5 
Die Landräte und Bürgermeister sowie ihre Stell-

vertreter dürfen auch nach Beendigung ihrer Amts-
zeit keine Auskunft über amtliche Angelegenheiten 
erteilen, soweit die Verschwiegenheit durch Gesetz 
vorgeschrieben oder nach der Natur der Angelegen-
heit erforderlich ist. 

Art. 6 
(1) Landräte und Bürgermeister sowie ihre Stell-

treter haben bei Übernahme ihres Amtes folgenden 
Eid zu leisten; „Ich schwöre Treue der Verfassung. 
Ich schwöre, daß ich die mir obliegenden Amts-
pflichten gewissenhaft erfüllen, mein Amt gerecht 
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und unparteiisch führen und innerhalb und außer-
halb des Amtes die durch die Verfassung gewähr-
leistete Staatsordnung fördern werde, so wahr mir 
Gott helfe." 

Abs. 4 und 5 des Art. 16 des Bayerischen Beam-
tengesetzes vom 28. Oktober 1946 finden Anwen-
dung. 

(2) Die Vereidigung wird durch das älteste Mit-
glied der Vertretungskörper vorgenommen. 

(3) Die Stellvertreter werden durch den Landrat 
bzw. den Bürgermeister vereidigt, 

Art. 7 
Landräte und Bürgermeister sowie ihre Stell-

vertreter, die schuldhaft die ihnen obliegenden 
Amtspflichten oder durch ein ehrloses oder unsitt-
liches Verhalten die Achtung, die ihr Amt erfordert, 
gröblich verletzen, machen sich eines Dienstver-
gehens schuldig. 

Art. 8 
(1) Auf die Landräte und Bürgermeister sowie 

ihre Stellvertreter ist die Dienststrafordnung vom 
29. April 1948 (GVB1. S. 67) entsprechend anzuwen-
den. Dienststrafverfügungen sind nicht zulässig. 

(2) Die Vorermittlungen für das förmliche Dienst-
strafverfahren sind von der Staatsaufsichtsbehörde 
anzustellen. Sie ist die Einleitungsbehörde. Die Ver-
tretungskörper können die Einleitung des Dienst-
strafverfahrens bei der Staatsaufsichtsbehörde be-
antragen. Sie sind in jedem Falle vor der Entschei-
dung zu hören. 

Art. 9 
Landräte und Bürgermeister sowie ihre Stellver-

treter, die wegen einer während ihrer Amtszeit vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes begangenen ehren-
rührigen Straftat rechtskräftig verurteilt worden 
sind oder verurteilt werden, können durch Beschluß 
des Vertretungskörpers innerhalb zweier Monate 
nach Inkrafttreten des Gesetzes oder nach Eintritt 
der Rechtskraft des Urteils abberufen werden. 

Art. 10 
Das Staatsministerium des Innern erläßt die zur 

Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Aus-
führungsbestimmungen. 

Art, 11 
Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. Mai 

1949 in Kraft, 

München, den 30. Mai 1949. 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hans E h a r d. 

Gesetz 
über Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 

von Kriegsgefangenen 
Vom 30. Mai 1949. 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol-
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 
(1) Die Ehefrau und die unterhaltsberechtigten 

Angehörigen eines Kriegsgefangenen, der am 1. April 
1949 noch nicht heimgekehrt ist,'erhalten als Unter-
haltsbeihilfe Renten in gleicher Höhe wie Hinter-
bliebene von Gefallenen nach dem Gesetz über Lei-
stungen an Körperbeschädigte vom 26. März 1947 
(GVB1. S. 107). 

Künftige Änderungen der Hinterbliebenenver-
sorgung nach diesem Gesetz gelten auch für die 
Unterhaltsbaihilfe für Angehörige von Kriegsge-
fangenen. 

(2) Der Rentenanspruch erlischt mit dem Ablauf 
des Monats, der auf den Monat der Heimkehr des 
Kriegsgefangenen folgt. 

§ 2 
(1) Kriegsgefangenen im Sinne des § 1 stehen 

deutsche Freiarbeiter gleich, die im Gewahrsams-
land zur Beendigung der Kriegsgefangenschaft für 
die ihnen auferlegte Mindestbeschäftigungszeit in 
Dienst oder Arbeit getreten sind oder treten. 

(2) Der Rentenanspruch erlischt, wenn der Frei-
arbeiter nicht binnen 3 Monaten nach dem Ablauf 
der Mindestbeschäftigungszeit heimkehrt. 

(3) Für Unterhaltsbeihilfe kommen auch in Be-
tracht Ehefrauen und unterhaltsberechtigte Ange-
hörige von deutschen Zivilpersonen, die infolge 
militärähnlichen Dienstes oder infolge einer von 
deutschen Behörden amtlich angeordneten Verwen-
dung von einer fremden Macht gefangengenommen 
wurden. 

§ 3 
Die Durchführung des Gesetzes obliegt den Land-

und Stadtkreisen; sie sind dabei an Weisungen des 
Staatsministeriums des Innern gebunden. 

§ 4 
Für das Verfahren auf Feststellung der Leistungen 

und das Rechtsmittelverfahren gelten die Besiim-
mungen der Artikel 21 mit 36 des Gesetzes über 
Leistungen an Körperbeschädigte vom 26. März 
1947 entsprechend. 

§ 5 
Der Staat ersetzt den Land- und Stadtkreisen die 

für die Durchführung dieses Gesetzes entstehenden 
Auslagen und Verwaltungskosten. 

§ 6 
Die Durchführungsvorschriften erläßt das Staals-

minlsterium des Innern im Benehmen mit dem 
Staatsministerium für Arbeit und Soziale Fürsorge 
und dem Staatsministerium der Finanzen. 

§ 7 
Das Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. April 1919 

ein Kraft. 

München, den 30. Mai 1949. 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hans E h a r d. 

Gesetz 

über die Ausfuhr von Kunstwerken 
Vom 30. Mal 1949. 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 
Die Ausfuhr eines Kunstwerkes bedarf der Ge-

nehmigung, sobald es in ein Verzeichnis der Werke 
eingetragen ist, deren Verbringung in das Ausland 
einen wesentlichen Verlust für den nationalen 
Kunstbesitz bedeuten würde. 

§ 2 
Als Verzeichnisse im Sinne von § 1 dieses Ge-

setzes sowie der Verordnung über die Ausfuhr von 
Kunstwerken vom 11. Dezember 1919 (RGBl. S. 1961) 
nebst den dazu erlassenen Ausführungsbestimmun-
gen vom 11. Dezember 1919 (RGBl. S. 1962) sowie 
den dazu erlassenen Gesetzen vom 21. Dezember 
1925 (RGBl. I, S. 470) und vom 24. Dezember 1929 
(RGBl. I, S. 244) und der Verordnung vom 20. De-
zember 1932 (RGBl. I, S. 571) gelten das auf Grund 
der vorerwähnten Bestimmungen aufgestellte Ver-
zeichnis sowie das bayerische und die Ländervei-
zeichnisse, die auf Grund gleichartiger Länderge-
setze aufgestellt werden. Soweit in diesen neuen 
Länderverzeichnissen Kunstwerke eines Landes, die 
im letzten Reichsverzeichnis enthalten sind, aus-
drücklich nicht mehr erfaßt werden, unterliegen 
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diese Kunstwerke nicht den erwähnten Bestimmun-
gen und nicht diesem Gesetz. 

§ 3 
Soweit die in § 2 erwähnten Bestimmungen auf die 

Zuständigkeit des Reichsministers des Innern, der 
Regierungen der Lander oder der Landeszentralbe-
hörden hinweisen, tritt an deren Stelle das Staats-
ministerium für Unterricht und Kultus, das im 
Falle des § 3 Abs. 1 der Verordnung vom 11. De-
zember 1919 und des § 1 Abs. 1 Satz 1 und § 2 
Satz 1 der Ausführungsbestimmungen zur Verord-
nung vom 11. Dezember 1919 seine Zuständigkeit 
auf den Kommissar für national wertvolle Kunst-
werke übertragen kann; an Stelle der Zuständigkeit 
des Reichsministers der Finanzen tritt die des Staats-
ministeriums der Finanzen. 

§ 4 

Der zur Erteilung der Ausfuhrgenehmigung zu 
ernennende Ausschuß besteht aus 3 Mitgliedern, 
von denen eines auf Vorschlag des Staatsministe-
riums der Finanzen, je ein weiteres aus den Krei-
sen der Kunstsachverständigen und der staatlichen 
Museen vom Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus ernannt wird. 

§ 5 
Über die Eintragung in die Liste der national 

wertvollen Kunstwerke sowie im Falle der Ver-
sagung der Ausfuhrgenehmigung entscheidet das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus end-
gültig. 

§ 6 
Die Mitteilungspflicht des § 4 der Ausführungs-

bestimmungen zur Verordnung vom 11. Dezember 
1919 gilt auch im Falle einer bereits erfolgten oder 
in naher Zukunft zu befürchtenden Beschädigung 
oder einer beabsichtigten Restaurierung eines ein-
getragenen Kunstwerkes. 

§ 7 
Das Staatsministerium für Unterricht und Kul-N 

tus- ist ermächtigt, Ausführungsbestimmungen zu 
erlassen. 

§ 8 
Das Gesetz tritt mit dem 1. Juni 1949 in Kraft. 
München, den 30. Mai 1949. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans E h a r d. 

Verordnung 
des Bayer. Staatsministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten über die Er
hebung von Abgaben im Bereich der Ernäh

rungswirtschaft 
Vom 15. 3. 1949. 

Auf Grund des § 1 des Gesetzes zur Deckung der 
Kosten für den Umsatz ernährungswirtschaftlicher 
Waren vom 3. 11. 48 (WiGbl. d. VWG. 1948 S. 117) 
werden im Einvernehmen mit dem Direktor der 
Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten im Bereich der Ernährungswirtschaft 
folgende Abgaben erhoben: 

I. Abschnitt 
Getreidewirtschaft 

§ 1 
(1) Die Abgaben sind zu entrichten: 

1. v o n M ü h l e n 
a) für die Verarbeitung von Brotgetreide (Rog-

gen, Weizen, Mais) in der Handelsmüllerei, so-
weit diese im eigenen Betrieb oder im Wege 
der Lohnvermahlung bei anderen Betrieben 

erfolgt — V e r m a h l u n g s a b g a b e d e r 
M ü h l e n —; 

b) zur Bildung einer Frachten- u. Kleberweizen-
ausgleichskasse auf die gemäß Abs. la ver-
mahlene Weizenmenge — F r a c h t e n a u s -
g l e i c h s a b g a b e d e r M ü h l e n —; 

c) für die Einkäufe von inländischem Roggen 
und Weizen unmittelbar vom Erzeuger — 
A u s g l e i c h s a b g a b e b e i M ü h l e n e i n -
k ä u f e n —; 

2. v o n d e n T e i g w a r e n h e r s t e l l e n d e n 
B e t r i e b e n 
für die Verarbeitung von Getreidemahlerzeug-
nissen zu Teigwaren — V e r a r b e i t u n g s a b -
g a b e d e r T e i g W a r e n h e r s t e l l e r —; 

3. v o n d e n S c h ä l m ü h l e n 
für die Be- und Verarbeitung von Getreide und 
die Herstellung von Getreideerzeugnissen — 
S c h ä l m ü h l e n a b g a b e —; 

4. v o n d e n N ä h r m i t t e l f a b r i k e n u n d 
K a f f e e - E r s a t z h e r s t e l l e r n 
für die Be- und Verarbeitung von Mehl, Gries, 
Gerste und sonstigem Getreide — A b g a b e d e r 
N ä h r m i t t e l f a b r i k e n u n d K a f f e e - E r -
s a t z h e r s t e l l e r —; 

5. v o n d e n M i s c h f u t t e r h e r s t e l l e n d e n 
B e t r i e b e n 
für die Herstellung von Mischfuttermitteln — 
A b g a b e d e r M i s c h f u t t e r h e r s t e l l e r . 

(2) Die Frachten- und Kleberweizenausgleichsab-
gabe der Mühlen (Abs. 1 Nr. lb) darf nur für den 
Ausgleich der bei der Beförderung von Brotgetreide 
und für die Finanzierung der Kleberweizenzu-
schläge entstehenden Kosten verwendet werden. Der 
Frachtenausgleich und Kleberweizenausgleich wird 
vom Bayer. Landesernährungsamt — Referat Ge-
treide — durchgeführt. 

§ 2 
Der Abgabepflicht unterliegen nicht: 

a) Teigwaren herstellende Betriebe mit einer jähr-
lichen Verarbeitungsmenge von weniger als 50 dz; 

b) Innungsmühlen, die nur Vermahlungen im Wege 
der Lohn- und Umtauschmüllerei durchführen; 

c) zoologische Einzelhandelsbetriebe, ferner Samen-
handlungen, Drogerien und sonstige Kleinhan-
delsbetriebe, soweit die hergestellten Mischfutter-
mittel unmittelbar an Verbraucher abgesetzt 
werden. 

§ 3 
Die Abgaben betragen: 

1. a) V e r m a h l u n g s a b g a b e d e r M ü h l e n 
DM —,10 für jeden in der Handelsmüllerei 
verarbeiteten Doppelzentner Brotgetreide und 
Mais. 

b) F r a c h t e n - u n d K l e b e r w e i z e n a u s -
g l e i c h s a b g a b e d e r M ü h l e n 
DM —,50 je Doppelzentner vermahlenen Wei-
zens. 

c) A u s g l e i c h s a b g a b e b e i M ü h l e n e i n -
k ä u f e n 
DM —,55 für jeden Doppelzentner Getreide 
bei Mühlen, die inländischen Roggen oder in-
ländischen Weizen beim Erzeuger kaufen oder 
deren Inhaber oder Mitinhaber Landwirt-
schaft betreiben und das in der eigenen Land-
wirtschaft erzeugte Brotgetreide übernehmen, 
soweit sie vom Erzetiger kaufen dürfen b i s 
3 1. 3. 1 9 4 9. Ab 1. 4. 1 9 4 9 beträgt die Aus-
gleichsabgabe DM —,50 für jeden Doppel-
zentner; 
DM —,75 für jeden Doppelzentner Getreide 
bei Mühlen, deren Inhaber oder Mitinhaber 
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Landwir tschaf t bet re iben u n d das in der e ige -
nen Landwir tschaf t e rzeugte Brotget re ide ü b e r -
nehmen, soweit sie vom Erzeuger n i c h t k a u -
fen dürfen; bis 3 1 . 3. 19 4 9 , ab 1. 4. 1 9 4 9 
DM —,70; 

DM —,65 für jeden Doppelzentner Get re ide 
bis 31. 3. 1949 bei Mühlen, die einen Ge t re ide -
handel betreiben u n d inländischen Roggen 
oder inländischen Weizen, de r für den Bet r ieb 
des Getre idehandels gekauft worden ist, v e r -
arbeiten, soferne es ihnen nicht e r laub t ist, 
vom Erzeuger zu kaufen. Ab 1. 4. 19 4 9 
DM —,60. 

2. V e r a r b e i t u n g s a b g a b e n d e r T e i g -
w a r e n h e r s t e l l e r 
DM —,02 für jeden Doppelzentner Ge t re idemahl -
erzeugnisse. • 

3. S c h ä l m ü h l e n a b g a b e 
DM —,02 für jeden Doppelzentner hergestel l te 
Schälmühlenerzeugnisse. 

4. A b g a b e d e r N ä h r m i t t e l f a b r i k e n u n d 
K a f f e e - E r s a t z h e r s t e l l e r 

DM —,02 je Doppelzentner verarbei te tes Mehl , 
Grieß, Gers te bis 3 1. 3. 19 4 9. 

S . A b g a b e d e r M i s c h f u t t e r m i t t e l h e r -
s t e l l e r 

DM —,04 je Doppelzentner hergestel l ter Misch-
futtermittel außer Mineralsalzmischungen, Back-
mischfutter, Hundekuchen; 
DM —,10 je dz hergeste l l ter Mineralsa lzmischun-
gen, Backmischfutter wie Hundekuchen; 
DM —.01 j e dz in Lohn Verarbeitung hergeste l l ter 
Mischfuttermittel (Lohnmühlen, Häckselherstel ler 
usw.). 

§ 4 
(1) Die Abgaben werden jeweils für ein K a l e n d e r -

vier tel jahr erhoben. Sie sind jeweils bis zum 15. 
des dem Viertel jahresschluß folgenden Monats an 
das Bayer. Landese rnährungsamt — Referat G e -
tre ide — zu zahlen. 

(2) Die abgabepflichtigen Betr iebe e rha l ten vom 
Referat Getreide Vordrucke für die Abgabeberech-
nung mit der Aufforderung zur Abgabe einer A b -
gabeerk lärung und zur Zahlung der Abgaben zu 
den in Abs. 1 genannten Fäl l igkei ts terminen. 

(3) Bei nicht rechtzeitiger Zahlung wird ein S ä u m -
niszuschlag von 4% des rückständigen Bet rages e r -
noben. 

(4) Das Referat Getreide prüf t die von den a b -
gabepflichtigen Betr ieben abzugebenden Abgabe-
erk lärungen und stellt die zu erhebenden Abgaben 
endgült ig fest. 

II. Abschnit t 
Kartoffelwirtschaft 

§ 5 
Die Abgabepflicht ents teht bei der Abgabe von 

Kartoffeln (Speisefrühkartoffeln, Speisekartoffeln, 
Pflanzkartoffeln, Fabrikkartoffeln, Fut terkar toffe ln) 
vom Erzeuger an Kartoffelhandelsbetr iebe oder K a r -
toffelbe- und -Verarbeitungsbetr iebe. 

§ 6 
Die Abgabe be t rägt : 
DM —,10 j e dz Speisefrühkartoffeln und Speise-

kartoffeln, 
DM —,05 j e dz Pflanzkartoffeln, 
DM —,02 j e dz Fabrikkartoffeln oder F u t t e r k a r -

toffeln. 
§ 7 

(1) Schuldner der Abgabe s ind al le na tür l ichen 
und juris t ischen Personen, soweit sie als I n h a b e r 
von Kartoffelhandelsbetr ieben oder Kar tof fe lbe-
und -Verarbei tungsbetr ieben Kartoffeln vom E r -
zeuger übe rnehmen oder in den Verkehr br ingen. 

(2) I m Fa l l e des Inhaberwechsels haften n e b e n 
d e n in Abs. 1 bezeichneten Abgabeschuldnern auch 
d e r oder die neuen Betr iebs inhaber für die r ü c k -
s t änd igen Abgaben des Rechtsvorgängers als G e -
samtschuldner . 

§ 8 
(1) Die Abgabe Ist jeweils für einen Mona t b i s 

z u m 15. des folgenden Monats an das Bayer. L a n -
d e s e r n ä h r u n g s a m t — Referat Kartoffeln — zu 
zahlen . 

(2) Gleichzeitig mi t der Überweisung haben die 
Abgabeschu ldner die im abgelaufenen Monat u m -
gesetz ten Kartoffelmengen, aufgeschlüsselt nach den 
e inze lnen Kartoffelar ten, un te r gleichzeitiger M i t -
t e i lung des anfal lenden Gebührenbet rages zu m e l -
den. Durch die Unterzeichnung dieser Angaben be -
s tä t ig t der Schuldner deren Richtigkeit. 

I I I . Abschnit t 
Vieh- und Fleisch Wirtschaft 

§ 9 
Der Abgabenpflicht unterl iegt , w e r 
a) gewerbl ich Rinder, Kälber , Schweine, Schafe 

oder Pfe rde schlachtet oder für sich schlachten 
l äß t ; 

b) d ie Genehmigung zur Hausschlachtung e rhä l t ; 
c) Netechlachtungen, Schlachtungen von k r a n k e n 

T ie ren oder polizeilich angeordnete Schlach-
tungen vo rn immt oder vornehmen l ä ß t 

§ 10 
Die A b g a b e wird ohne Rücksicht auf Alter, Ge-

schlecht u n d Gewicht nach der Zahl der zu schlach-
t e n d e n T ie r e bemessen und bet rägt : 

j e R ind oder Pferd DM 1,50 
j e Schwein DM 1,— 
j e K a l b oder Schaf DM —,50. 

§ 11 
(1) Bei gewerblichen Schlachtungen ha t der Ab-

gabeschu ldner beim Kauf des Tieres die Hälfte der 
zu zah lenden Abgabe dem Verkäufer des Tieres in 
Rechnung zu stellen oder den Kaufpreis en t sp re -
chend zu kürzen . Von dieser Verpflichtung ist er 
e n t b u n d e n , w e n n der Kauf f rüher als 10 Tage vor 
de r Schlachtung erfolgt i s t 

(2) Die Abgabepflicht ents teht vor der Tötung des 
Tieres . 

§ 12 
(1) Die Abgabe ist bei gewerblichen Schlachtungen 

im S i n n e des § 9a und bei gewerblichen Notschlach-
tungen , Schlachtungen k r a n k e r Tiere oder polizeilich 
a n g e o r d n e t e n Schlachtungen im Sinne des § 9c zu 
en t r ich ten . 

(2) Die Abgaben sind bei schlachthofgebundenen 
Be t r i eben an die Schlachthofkasse, bei n ichtmarkt -
g e b u n d e n e n Betr ieben durch Aufkleben von Bei-
t r a g s m a r k e n auf die Schlachtscheine zu entrichten. 

(3) Den gewerblichen Schlachtungen im Sinne des 
Abs . 1 s t ehen solche für eigene Rechnung durchge-
füh r t en Schlachtungen von Gemeinden, Gemeinde-
v e r b ä n d e n u n d sonstigen Gebietskörperschafte» 
gleich. 

§ 13 
(1) Die Ve rwa l tung der Abgaben bei gewerblichen 

Schlach tungen durch schlachthofgebundene Betriebe 
erfolgt durch die zuständigen Gemeinden, die die 
G e b ü h r e n zugleich mit den Schlachthofgebühren er-
heben . 

(2) Die Gemeinden e rha l ten für die Verwal tung 
de r A b g a b e n eine Entschädigung von 4 v. H. des 
Abgabenaufkommens . 

§ 14 
(1) Auf die Erhebung und Beitreibung der von 

den Schlachthofkassen zu e rhebenden Abgaben sind 
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die für Gemeindeabgaben geltenden Vorschrif ten a n -
zuwenden. 

(2) Die Abgabe wi rd fällig im Zei tpunkt d e r F ä l -
ligkeit der Schlachthofgebühr. 

§ 15 

(1) Die Abgaben sind in e iner besonderen Spa l t e 
der Solliste für die Schlachthofgebühren zu v e r -
zeichnen u n d mi t dem Minis ter ium für E r n ä h r u n g , 
Landwir tschaf t und Fors ten für ein j edes Rech-
nungsvier te l jahr nach dem Stand vom 30. J u n i , 
30. September, 31. Dezember u n d 31. M ä r z u n t e r 
Verwendung eines Vordruckes b innen 2 Wochen 
nach Ablauf eines jeden Rechnungsvier te l jahres a b -
zurechnen und zu überweisen. 

(2) Die S u m m e der Abgaben eines Vier te l j ahres ist 
u m den Verwal tungskos tenbei t rag von 4 v. H. zu 
kürzen. 

§ 16 
Die Schlachthofkassen sind nicht zus tänd ig für 

die Erhebung von Abgaben bei Haussch lach tungen 
von landwirtschaftl ichen oder n ich t landwir t schaf t -
lichen Selbstversorgern u n d bei Notschlachtungen, 
Schlachtungen k r a n k e r Tiere oder polizeilich a n g e -
ordneten Schlachtungen, wenn bean t rag t w i r d , sie 
wie bei Hausschlachtungen auf die Bedar f sansprüche 
anzurechnen. 

§ 17 
Sofern die Abgaben durch G e b ü h r e n m a r k e n zu 

erheben sind (vgl. § 12b), sind diese M a r k e n 

a) bei gewerblichen Schlachtungen durch schlacht-
hofgebundene Betr iebe auf die Schlachtscheine, 

b) bei Hausschlachtungen auf die G e n e h m i g u n g s b e -
scheide, 

c) bei Notschlachtungen, Schlachtungen von k r a n -
ken Tieren oder polizeilich angeordne ten Schlach-
tungen auf die Verwer tungsbeschein igungen 

aufzukleben und von denjenigen Stellen, d ie diese 
Scheine ausgeben bzw. annehmen, durch T a g e s a n -
gabe auf den Marken zu en twer ten . 

§ 18 
(1) Die Gebührenmarken können bei den mi t dem 

Vertr ieb beauft ragten Geldinst i tuten bezogen w e r -
den. Das Minis ter ium für Ernährung , L a n d w i r t -
schaft und Fors ten kann andere Stellen zu r Abgabe 
von Gebührenmarken zulassen. 

(2) Die im Abs. 1 bezeichneten Stel len e r h a l t e n 
vom Minis ter ium für E rnährung , Landwi r t scha f t 
u n d Fors ten einen eisernen Bestand an G e b ü h r e n -
marken , den sie monatl ich mi t diesem abzu rechnen 
haben. 

§ 19 
Wer Abgaben durch Gebührenmarken zu e n t -

r ichten hat , ist verpflichtet, sich diese bei den ö r t -
lichen Gebührenmarkenverkaufss te l len zu beschaffen. 

IV. Abschnitt 
Milch- u n d Fet twir tschaft 

§ 20 
Es sind folgende Abgaben zu ent r ichten: 

1. eine Abgabe von 0,15 D p i j e kg ange l ie fe r te r 
Milch, 

2. e ine Abgabe von 0,3 Dpf. j e kg angel ie fer te r 
Milch zur Durchführung der Güte förderung u n d 
-bezahlung einschließlich der P rü fung von Milch 
und Milcherzeugnissen al ler Art , 

3. ein Ausgleichsabgabepreis bis zu 4 Dpf. j e kg a b -
gesetzter Trinkmilch. 

§ 21 
Die Abgaben werden jeweils für das R e c h n u n g s -

j a h r erhoben. Die Veran lagung erfolgt bei d e n 
milchbe- u n d -ve ra rbe i t enden Betr ieben. Die A b -
sahen sind in monatl ichen Tei lbe t rägen abzuführen , 

u n d zwar bis zum 15. des jeweils nachfolgenden 
Monats an das Bayer. Landese rnährungsamt . Die 
Veran lagungen können nötigenfalls auf Grund von 
Schätzungen festgesetzt und von den Betr ieben ein-
gezogen werden. 

§ 22 
Die Betriebe sind verpflichtet, über alle für die 

Fests te l lung der Abgaben maßgeblichen Tatsachen 
wahrhe i t sgemäße Angaben zu machen. Diese An-
gaben sind auf Anforderung durch Buchführungs-
unte r lagen zu belegen. 

§ 23 
Abgabeschuldner sind alle natür l ichen und ju r i -

stischen Personen, soweit s ie Inhaber der in § 21 
bezeichneten Betriebe sind. Im Falle eines Inhabe r -
wechsels haftet der neue Betr iebs inhaber für die 
rückständigen Abgaben seines Rechtsvorgängers als 
Gesamtschuldner . 

V. Abschnitt 
Fisch bewirts chattun« 

§ 24 
Es sind folgende Abgaben zu entr ichten: 
Von den Empfangsgroßvertei lern von bewirtschaf-

te ten Fischen und Fischwaren für je eingeführte 
100 kg 10 Dpf. 

§ 25 
(1) Die Abgaben werden für einen Kalendermonat 

erhoben. Sie sind jeweils bis zum 15. des folgenden 
Monats an das Staa tsminis ter ium für Ernährung , 
Landwir tschaf t und Fors ten zu zahlen. 

(2) Die abgabepflichtigen Betr iebe e rha l ten vom 
Minis ter ium f. ELuF. Vordrucke für die Abgaben-
berechnung mit der Aufforderung zur Vorlage einer 
Abgabe-Erk lä rung und zur Zahlung der Abgaben 
zu den in Abs. 1 genannten Fäl l igkei ts terminen. 

(3) Das Minister ium prüf t die von den abgabe-
pflichtigen Betr ieben vorzulegenden Abgabeerklä-
rungen und stellt die Abgabeschuld endgült ig fest. 

VI. Abschnit t 
Zuckerbewirtschaftung 

§ 26 
E s sind folgende Abgaben zu entr ichten: 

1. V o n R ü b e n v e r a r b e i t e n d e n Z u c k e r -
f a b r i k e n 
für jeden Doppelzentner im eigenen Betr ieb oder 
im Werklohn in anderen Fabr iken erzeugten 
a) Verbrauchszucker (ohne Erzeugung aus 

im Werklohn verarbei te ten Rüben oder 
aus eingeworfenem Zucker) 10 Dpf. 

b) Verbrauchsrohzucker (ohne Erzeugung 
aus im Werklohn verarbei te ten Rüben) 
— Gewichtsdoppelzentner 10 Dpf. 

c) Rohzuckerersterzeugnis zur Wei terver-
arbei tung und Rohzuckernacherzeugnis 
(ohne Erzeugung aus im Werklohn ver -
arbei teten Rüben) — umgerechnet auf 
Rendemen twer t — Doppelzentner 10 Dpf. 

d) Verbrauchszucker aus eingeworfenem, 
fremden Zucker 5 Dpf. 

2. V o n R a f f i n e r i e n u n d K a n d i s f a b r i k e n 

für jeden Doppelzentner aus eingeworfenem Zuk-
ker erzeugten 

a) Verbrauchszucker (einschließlich Kandis) 5 Dpf. 
b) Si rup (einschließlich Kandisabläufe) über 

und un te r 70° — keine Melasse — 5 Dpf. 
3. V o n H e f e f a b r i k e n 

für jeden Doppelzentner der abgesetzten 
Menge an Backhefe, Trockenhefe, Hefeex-
t r ak t en usw. — umgerechnet auf handels -
übliche Feuchthefe 25 Dpf. 
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V o n S ü ß w a r e n f a b r i k e n ( e i n -
s c h l i e ß l i c h K u n s t h o n i g -
f a b r i k e n ) 

von dem vere innahmten Verkaufserlös in 
Süßwaren einschließlich Kuns thonig (abge-
runde t auf volle t ausend D-Mark nach 
un ten) 

V o n G r u p p e n v e r t e i l e r n f ü r 
Z u c k e r 
für jeden Doppelzentner als Gruppenve r -
teiler verkauf ten Zucker 

§ 27 

Iv .T . 

2Dpf 

(1) Die Abgaben von den gemäß § 1 Abs. 1, 2 und 
5 abgabepflichtigen Betr ieben werden grundsätzlich 
für ein Zuckerwir tschafts jahr (1. 10. — 30. 9.) e r -
hoben u n d sind jewei ls bis zum 31. Oktober fällig. 
Die für die Zeit vom 1. 10. 49 — 31. 12. 49 fest-
s tehenden Abgaben sind bis zum 31. 1. 1950 fällig. 

(2) Die Abgaben von den gemäß § 1 Abs. 3, 4 
u n d 6 abgabepflichtigen Betr ieben werden g rund-
sätzlich für ein Ka lender jahr erhoben und sind j e -
weils bis zum 31. J a n u a r fällig. Die für die Zeit 
vom 1. 10. 48 — 31. 12. 48 en ts tandenen Abgaben 
sind bis zum 31. 1. 49 fällig. 

(3) Die Abgaben sind an das Staa tsminis te r ium 
für Ernährung , Landwir tschaf t und Fors ten zu be -
zahlen. 

(4) Das Minis ter ium für Ernährung , L a n d w i r t -
schaft und Fors ten k a n n von den abgabepflichtigen 
Betr ieben un te r Berücksichtigung ihrer voraussicht-
lichen Jährlichen Abgabeschuld angemessene vier-
teljährliche Vorauszahlungen verlangen. 

§ 28 
Mit der Zahlung der Abgaben zu den im § 2 b e -

zeichneten Te rminen ist von den abgabepflichtigen 
Betr ieben gleichzeitig eine Abgabeerk lä rung (Mel-
dung übe r die de r Abgabeberechnung zugrunde 
l iegenden erzeugten oder gehandel ten Mengen bzw. 
Verkaufserlöse) an das Minis ter ium für Ernährung , 
Landwir tschaf t und Fors ten abzugeben. 

§ 29 
Die Betr iebe sind verpflichtet, übe r alle für die 

Fests tel lung der Abgaben maßgeblichen Tatsachen 
wahrhe i t sgemäße Angaben zu machen. Diese A n -
gaben sind auf Anforderung durch Buchführungs-
unter lagen zu belegen. 

§ 30 

(1) Abgabeschuldner sind al le na tür l ichen u n d 
jurist ischen Personen, soweit sie Inhabe r der im § 1 
genannten Betr iebe sind. 

(2) Neben den in Abs. 1 bezeichneten A b g a b e -
schuldnern haf te t im Fal le des Inhaberwechsels de r 
neue Betr iebsinhaber für die rückständigen A b -
gaben seines Rechtsvorgängers als Gesamtschuldner . 

VII . Abschnit t 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 31 

(1) Gegen die Festsetzung der Abgabeschuld ist 
die Beschwerde zum Bayer. S taa tsminis te r ium f. 
ELuF. gegeben. Die Beschwerde ersetz t den E in -
spruch nach § 38 ff. des Gesetzes über die V e r w a l -
tungsgerichtsbarkei t vom 25. Sept. 1946 (GVB1. S. 281). 

(2) Die Beschwerde ist b innen 2 Wochen nach der 
Zustel lung des Feststel lungsbescheides beim Bayer . 
S taa tsminis ter ium f. ELuF. zu erheben und zu b e -
gründen. 

(3) Die Beschwerde ha t ke ine aufschiebende W i r -
kung. 

§ 32 
Bei nicht rechtzeitiger Zah lung wird ein S ä u m n i s -

zuschlag von 4 v. H. des rückständigen Be t rages 
erhoben. 

§ 33 
Die fälligen Abgaben können im Verwa l tungs -

zwangsverfahren eingezogen werden. 

§ 34 
Über An t r äge auf S tundung , Ermäßigung oder 

Er laß der Abgaben entscheidet das S taa tsminis te -
r ium für E rnährung , Landwir tschaf t und Fors ten. 

§ 35 

Die Minister ialentschl ießungen Nr. 150 All 2 vom 
1. 7. 1948 und Nr. 184 A/I 2 vom 10. 8. 1948 über 
die Erhebung von Gebühren durch die Dienststellen 
der Ernährungswir t schaf t werden mit A u s n a h m e 
der Ziffer VI der ME v. 10. 8. 48 (Erhebung von 
Gebühren im Bereich der Getränkewirtschaft) auf-
gehoben. 

§ 36 
Diese Verordnung t r i t t a m 1. 10. 1948 in Kraf t 

u n d am 31. 12. 1949 außer K r a f t 

München, den 15. März 1949. 

Dr. Alois S c h l ö g l , Staatsminis ter . 
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